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Aus dem Büro

Verdeckte Kosten der Einwanderung
Folgend seien hier zwei Meldungen aus der Jungen Frei-
heit wiedergegeben, die auf Informationen beruhen, welche 
die Bundesregierung auf Fragen meinerseits preisgeben 
mußte. Das parlamentarische Fragerecht umfaßt nicht nur 
die bekannten „Kleinen Anfragen“, die der Abgeordnete 
über die Fraktion an die Bundesregierung stellen muß, son-
dern ihm stehen pro Monat auch vier Einzelfragen zu, die 
er in eigener Verantwortung auf den Weg bringen kann.

Ausländer in deutschen Gefängnissen

27. August 2018, BERLIN. Der Ausländeranteil in deut-
schen Gefängnissen ist in den vergangenen Jahren 
weiter stark gestiegen. Laut einer Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage des AfD-Bundestags-
abgeordneten Harald Weyel befanden sich zum 31. 
März 2017 insgesamt 51.643 Strafgefangene und Siche-
rungsverwahrte in deutschen Justizvollzugsanstalten.

Davon waren 15.522 Gefangene Ausländer oder Staa-
tenlose. Dies entspricht einem Anteil von 30 Pro-
zent. Die Daten für den Stichtag 31. März 2018 lie-
gen der Bundesregierung derzeit noch nicht vor. 
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Zudem hat das Justizministerium keine Erkenntnis-
se darüber, wie viele Gefangene einen Migrations-
hintergrund haben und zum Beispiel arabischer 
oder türkischer Herkunft oder Spätaussiedler sind.

Insgesamt ist die Zahl der Strafgefangenen in den ver-
gangenen zehn Jahren gesunken. So saßen zum 31. März 
2007 noch 64.512 Personen in deutschen Gefängnissen, 
davon 14.026 Ausländer oder Staatenlose (21,74 Prozent).

Gestiegen sind dagegen die Kosten für ausländische 
Häftlinge. Die Tageshaftkosten für einen Strafgefan-
genen belaufen sich in Deutschland durchschnitt lich 
auf knapp 150 Euro. Rechnet man die Baukosten für 
die Gefängnisse heraus, verursacht ein Strafgefange-
ner Kosten in Höhe von etwa 120 Euro pro Tag. Damit 
belaufen sich die Haftkosten allein für ausländische 
Gefangene im Jahr auf rund 680 Millionen Euro. Zum 
Vergleich: 2006 waren es noch etwa 430 Millionen Euro.

Angesichts solcher Kosten forderte Weyel, auslän-
dische Straftäter ihre Haftstrafe in ihren Heimat-
ländern verbüßen zu lassen. „Innerhalb der EU ist 
das längst möglich, mit dem Rest der Welt müssen 
dringend entsprechende Abkommen geschlossen 
werden. Es kann dem deutschen Steuerzahler nicht 
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gleichgültig sein, daß er durch ausländische Kri-
minelle nicht nur geschädigt wird, sondern diese 
auch noch in den Gefängnissen eine Rundumversor-
gung bekommen“, sagte er der JUNGEN FREIHEIT.

Der hohe Anteil von Ausländern in deutschen Gefäng-
nissen widerlege zudem all diejenigen, die mit Blick 
auf die Kriminalstatistiken stets darauf pochten, Aus-
länder seien nicht häufi ger straff ällig als Deutsche. 
„Wer angesichts der Zahlen des Bundesjustizministeri-
ums noch behauptet, daß Ausländer weniger kriminell 
sind als Deutsche, der glaubt auch das Märchen, nach 
dem Einwanderung generell eine Bereicherung ist.“

Zumal es keine Erkenntnisse darüber gebe, wie 
viele Strafgefangene mit deutschem Paß ausländi-
scher Herkunft seien. „Um ein vernünftiges Lage-
bild zu bekommen, ist es zwingend, daß der Mi-
grationshintergrund der Gefangenen erfaßt wird. 
Solange dieser verschwiegen wird, sind Speku-
lationen über den wahren Anteil eingewanderter 
Straftäter Tür und Tor geöff net“, kritisierte Weyel.
Wenn Ausländer im Schnitt  krimineller seien als Deut-
sche, könne dies auch auf Personen zutreff en, die noch 
vor wenigen Jahren keine deutschen Staatsbürger gewe-
sen seien, gab der AfD-Abgeordnete zu bedenken. (krk)
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Unterbringungskosten für Nicht-EU-Ausländer

26. Oktober 2018, BERLIN. Die Unterbringung arbeits-
loser Nicht-EU-Ausländer kostet die Bundesrepublik 
jährlich mehrere Milliarden Euro. Wie aus einer Antwort 
der Bundesregierung auf eine Anfrage des AfD-Bun-
destagsabgeordneten Harald Weyel hervorgeht, ent-
standen im vergangenen Jahr für Arbeitsuchende aus 
Nicht-EU-Ländern „Zahlungsansprüche für Kosten der 
Unterkunft und Heizung in Höhe von 3,69 Milliarden“.

Weyel beklagte gegenüber der JUNGEN FREIHEIT, 
daß die Zahlen in keiner Statistik über die Kosten 
von Ausländern in Deutschland gesondert auftauch-
ten. „Mit anderen Worten: Der Steuerzahler erfährt 
zwar eine Gesamtsumme an Kosten für Unterkunft 
und Heizung von Regelleistungsberechtigten, er weiß 
aber nicht, für wen dieses Geld ausgegeben wird.“

In anderen Ländern sei es dagegen „gute Sitt e“, daß sich 
der Staat nur um seine bedürftigen Bürger kümmere. 
„Die anderen müssen für sich selbst sorgen oder kom-
men besser gar nicht ins Land, wenn sie es nicht können. 
Eine Vermischung von Sozialstaat und Einwanderungs-
land kann nur scheitern”, warnte der AfD-Abgeordnete.

Um zu verdeutlichen, was der Staat mit solchen Summen 
für die eigenen Bürger leisten könnte, verwies Weyel auf 
den angespannten Wohnungsmarkt in Deutschland: 
„Wenn der Bund das Bauland zur Verfügung stellt, lie-
ßen sich mit diesem Geld Jahr für Jahr etwa 15.000 Einfa-
milienhäuser für junge Familien errichten, damit gleich-
zeitig die Wohnungsnot in den Städten entspannen 
und etwas für die Zukunft tun. Auf einen Schlag wären 
damit rund 60.000 Personen mit Wohnraum versorgt.”

Letz tlich seien die knapp vier Milliarden Euro Wohn- 
und Heizgelder für Nicht-EU-Ausländer aber nur ein 
„Bruchteil“ der Gesamtkosten, die Deutschland durch 
die Einwanderung in den Sozialstand entstünden. So 
habe allein der Bund im vergangenen Jahr „knapp 21 
Milliarden für Flüchtlings- und Migrationskosten auf-
gewandt“. Hinzu kämen die Kosten der Länder und 
Kommunen. „Dagegen betrug der Verteidigungs-
haushalt 2017 gerade mal 37 Milliarden Euro.“ (krk)
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Parlamentariergruppe USA

Reise nach Washington D.C. vom 28. Oktober 
bis 1. November 2018

Die Parlamentariergruppen des Deutschen Bundestags 
sollen Kontakte zu anderen nationalen Parlamenten 
pfl egen. Die Bandbreite der Länder, mit denen Aus-
tausch statt fi ndet, reicht, politisch gesehen, vom Iran bis 
zu den Vereinigten Staaten. In letz terer Gruppe bin ich 
stellvertretender Vorsitz ender und in dieser Eigenschaft 
nach mehr als zwölf Jahren wieder „back in the USA“ 
gewesen. Los ging es in Frankfurt (Main), zunächst 
nach Washington D.C., anschließend nach Chatt anoo-
ga und Nashville. Dort, in Washington D.C., präsentiert 
sich der Stadtt eil „Georgetown“ überraschend sauber 
und mit gehobenen Hotels gespickt. An der Kreuzung 
neben unserer Unterkunft ist freilich ein grandioses 
Schlagloch durch das immer wieder ein Auto auf der 
Straße aufsetz t. Auf der Syrienreise Anfang des Jahres 
hatt e ich in ganz Damaskus kein derartiges gesehen. 

Das „American Council on Germany“ und die Hanns- 
Seidel- Stiftung (CSU) haben ein Treff en mit vier US-Mei-
nungsforschern arrangiert; eher linksorientiert, aber na-
türlich hochprofessionell. Auch deutsche Stiftungsleute 
(CDU, SPD, FDP und Grüne) sowie ein paar Lobbyisten 
(VW, Telekom und Evonik) nehmen teil. Die Themen, 

Konstanz oder Wandel beim Wahlverhalten und der 
Wählerstruktur, werden intensiv und eloquent betrach-
tet. Wohl noch nie gab es bei den US-„Midterm“-Wahlen 
so viel Konkurrenz und insbesondere weibliche Kan-
didaten bzw. Minderheitenangehörige, insbesondere 
bei den (linken) Demokraten, wie in diesem Jahr. Ich 
bringe etwas amüsierte Verschnupfung ins Geschehen, 
als ich mich nach reichlichem Zuhören inspiriert fühl-
te anzuregen, ob es nicht sinnvoll sei, mal über einen 
„CQI“ nachzudenken, einen „Candidate Qualifi cation 
Index“, der Dinge wie Berufsausbildung und -erfah-
rung sowie soziale Performanz, also familiäres oder 
anderes Engagement, irgendwie gewichtet. So könne 
man immerhin sehen, welche Parteien, Regionen, Dist-
rikte etc. wohl die „qualifi zierteren“ Kandidaten jenseits 
irgendwelcher Minderheitenboni oder Zeitgeistquali-
täten hervorbrächten. Die wohl „liberalste“ Meinungs-
forscherin verabschiedet sich später von den weiblichen 
Besuchern mit einem herzlichen „thank you for being 
a woman“, während sie dem „handshake“ mit mir am 
liebsten ausgewichen wäre – die anderen natürlich auch. 

Der erste Offi  zial-Termin führt uns zum „Assistant Se-
cretary“ für legislative und internationale Regierungsan-
gelegenheiten, Mike Platt . Er und sein großes Team ver-
sichern auf meine Frage hin, daß man schon von Branche 
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zu Branche und sogar „von Produkt zu Produkt“ punkt-
genau hingucke bei der Analyse und Kritik der Handels-
ströme und -defi zite. Man ignoriere mithin nicht die von 
mir angeführte Tatsache, daß gemeinsame Experten-
teams von WTO und OECD schon länger und zu Recht 
eine nicht nur makroökonomische Pauschalsicht der Din-
ge anmahnen, wie sie die klassische Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung (VGR) vorsieht, sondern eine weiter 
diff erenzierende Sicht insbesondere auf internationale 
„Wertschöpfungskett en“ gepfl egt werden sollte. Nomi-

nale Handelsüberschüsse bzw. -defi zite sagen unter Um-
ständen nur wenig über den wahren nationalen Gewinn 
oder Verlust aus und lassen sich allzu leicht politisch 
mißbrauchen. Das sehen wir deutlich beim jüngsten 
Handelsstreit mit den USA – und, fast ärgerlicher noch, 
im innereuropäischen Verhältnis, wo den Deutschen 
ja ebenfalls ihr Handelsüberschuß vorgeworfen wird. 
Hoff en wir, daß sich der Ehrgeiz zum genaueren Hin-
gucken nicht zu früh erschöpfen wird. Hier stößt auch 
der SVP („Senior Vice President“) von „Volkswagen of 
the Americas“, Anna Schneider, hinzu, die insistierende 
Fragen mit Blick auf Stahlimporte und Widersprüch-
lichkeiten bei der Behandlung selbst von NATO-Ver-
bündeten durch die Trump-Administration stellt. Am 
Spätnachmitt ag dann noch ein weiterer Termin beim 
„Assistant Secretary“ L. Daniel Mullaney, dem „Han-
delsbeauftragten für Europa und den Mitt leren Osten“.

Zwischendurch ein Besuch im „Newseum“, wo das Zei-
tungswesen und die politische Berichterstatt ung seit 1776 
dokumentiert und künstlerisch aufgearbeitet werden. 
Man hat hier auch ein Stück Mauer mit Wachturm als 
Exponat eingebaut und Gorbatschows Füller ausgestellt. 
Ich bleibe noch etwas länger im Museum als die Grup-
pe und entdecke, daß im Bereich Unabhängigkeitskrieg 
beim „Boston Massacre“ sogar darauf hingewiesen wird, 
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daß sehr wohl die lieben Kolonisten zuerst auf die Bri-
ten geschossen haben könnten – was auch immer dazu 
damals in den Nachrichten stand. Angetan hatt e es mir 
die kleine Sonderausstellung mit den mir großenteils 
unbekannten Bildern und Karten der „Tet Off ensive“ 
und der Rückeroberung der Stadt Hué im Februar 1968.

Die rechten Hände des demokratischen Minderheits-
führers und des Sprechers des Repräsentantenhauses 
(Republikaner), die „Unterhändler“ beider Partei-
en, geben sich die Ehre: Danny Weiss und Jonathan 
Burks. „Bipartisanship“ (statt  „partisanship“) wur-
de mal ganz groß geschrieben in den USA, jetz t nicht 
mehr so. Ich teile für Europa mit, daß es in Skandina-
vien sehr wohl möglich ist, daß bis zu zehn Parteien 
in den Parlamenten sein können, und doch bei gewis-
sen aktuellen Substanzfragen (z.B. beim Grenzregime) 
schlagartig Einigkeit da wäre, zu etwas gemeinsam 
Ja oder Nein zu sagen. Anders freilich in Deutsch-
land, wo die AfD seit 2017 als größte und in wichtigen 
Sachfragen einzige Oppositionspartei ignoriert und 
bekämpft wird, während sich Regierung und Opposi-
tion bei einem Fehltritt  nach dem anderen einig sind 
und dabei ganz grundlegende Staatsaufgaben nicht 
erfüllt werden. Abends dann festliches Dinner in der 
Residenz der deutschen Botschafterin Emily Haber. 

Hier kommen weitere Industrie-Manager hinzu. Etwa 
der sehr gewandte amerikanische Vertriebsmanager 
von Mercedes, der einigermaßen überrascht scheint, 
wer da für die vielverschriene AfD unterwegs ist.

Am nächsten Tag, Aufb ruch in aller Frühe (so gegen 5 
Uhr morgens) zum Flug von Washington nach Tennes-
see. Bei „Volkswagen Americas“ in Chatt anooga sehe 
ich mich nach lockerer aber beeindruckender Fabrik-
begehung mit Präsentation und Bewirtung durch „Se-
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nior Vice President“ (SVP Human Resources) Nicole 
Koesling (Personalvorstand) zum Fazit veranlaßt: „VW 
in Chatt anooga wird überleben, auch wenn Deutsch-
land selbst zwischenzeitlich untergeht!“ Hintergrund 
für diese Prognose: Die hier früher übliche unbezahl-
te dreijährige Facharbeiter-Ausbildung wurde mitt ler-
weile, in Kooperation mit dem örtlichen „Community 
College“, in eine verkürzte zweijährige fachoberschul-
artige Ausbildung umgewandelt. Ein Weg, der sich 
m.E. auch auf andere Technik-Branchen in den USA 
übertragen ließe. Studenten müssen zudem jetz t nicht 
mehr längere Zeit ohne Einkommen überbrücken, son-
dern bekommen ausbildungsrelevante Lohnarbeit im 
Unternehmen zugewiesen. Und weder Gewerkschaf-
ten im deutschen noch solche im US-amerikanischen 
Stil konnten bislang bei den Südstaatlern andocken. 

Die Bürgermeister der Stadt und des Hamilton Coun-
ty (Andy Berke und Jim Coppinger) wie auch der 
Abgeordnete Chuck Fleischmann (Republikaner) 
und der Abgeordnete a.D. Bob Clement (Demokrat) 
stoßen beim warmen Imbiß zu uns. Letz terer ist ein 
echter „Elder Statesman“ und in zweiter Generation 
in der Berufspolitik (was auch in den USA öfter vor-
kommt). Sein Vater war langjähriger Gouverneur 
von Tennessee für die gleiche Partei. Er begleitet 

uns bei der dreistündigen Busfahrt nach Nashville. 
Den Nachfolger von Bob Clement im Repräsentanten-
haus, Jim Cooper (Demokrat), könnte man wohl als 
Trump-Hasser bezeichnen, der sich obendrein als er-
klärter Fan von „Mutt er Merkel“ zu erkennen gibt. Wie 
sein Vorgänger ist aber auch er eher ein Zentrist als 
ein linker Ultra. Er ärgert sich über die eigene Partei 
und die ziellose Geldverschwendung etwa bei Kran-
kenversicherung, Sozialem, Arbeitslosigkeit und ca. 
40 Programmen, die irgendjemandes Namen trügen. 
Statt dessen solle man sich besser auf die drei oder vier 
konzentrieren, die am besten funktionierten und den 
Rest beenden. Und Präsident Trump, ja, den würde 
man wohl nicht loswerden. Weder eine neue Kongress-
mehrheit noch andere politische Gewichtsverlagerun-
gen würden dies ermöglichen. Beim Rausgehen spre-
che ich ihn persönlich darauf an, daß auch „wir von 
der AfD“ den Präsidenten keinesfalls unkritisch sähen, 
gleichwohl die „least Trump-bashing party“ seien. 
Und man müsse wohl konstatieren, daß die Fehlent-
wicklungen im internationalen System und den west-
lichen Gesellschaften so off ensichtlich und übertrieben 
seien, daß bei vielem nur Ausstieg und Kritik statt  Mit-
machen angesagt sei. Es läge doch klar ein „collateral 
benefi t“ vor, wenn gewisse Zöpfe mal abgeschnit-
ten würden. Er muß dann aber ganz schnell weg…




